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	CONSEIL PARLEMENTAIRE INTERREGIONAL

INTERREGIONALER PARLAMENTARIER-RAT
Saarland  -  Lorraine  -   Luxembourg -  Rheinland-Pfalz  -

Région Wallonne - Communauté Française de Belgique - Deutschsprachige Gemeinschaft Belgiens

23, rue du Marché-aux-Herbes, L-1728 Luxembourg Tél : (352) 466966-1 Fax : (352) 466966-209 

_______________________________________________________________________________



Empfehlung   

Zur « Einrichtung einer Task Force für Grenzgänger der Großregion Saar-Lor-Lux »

Der Interregionale Parlamentarierrat – nachstehend „Rat“ genannt – hält es im Rahmen der Aufgaben, auf die er sich verpflichtet hat:

· die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rolle der Großregion durch eine enge grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den Regierungen zu fördern;

· langfristig zur Entwicklung eine Perspektive der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auf den Gebieten beizutragen, die in die Zuständigkeit der einzelnen Regionen fallen,

für dringend geboten, eine Task Force für Grenzgänger der Großregion Saarlorlux einzurichten. 

Bezugnehmend auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 29. September 2004 zum Thema „Grenzgänger - Bestandsaufnahme nach zehn Jahren Binnenmarkt: Probleme und Perspektiven“ und insbesondere auf den darin enthaltenen Vorschlag, „dass diese regionalen grenzüberschreitenden Lösungsstellen für Grenzgängerfragen bei den grenzüberschreitend tätigen Gebietskörperschaften oder den bestehenden EURES-Stellen angesiedelt werden sollten“, 

bittet der IPR die im Gipfel der Großregion zusammengeschlossenen Regierungen und Exekutiven Stellen: 

· den Premierminister des Großherzogtums Luxemburg,

· den Ministerpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz,

· den Ministerpräsidenten des Saarlandes,

· den Ministerpräsidenten der Wallonischen Region,

· den Ministerpräsidenten der Französischen Gemeinschaft Belgiens,

· den Ministerpräsidenten der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens,

· den Präsidenten des Regionalrates Lothringen,

· den Präsidenten des Generalrates Meurthe-et-Moselle,

· den Präsidenten des Generalrates Moselle,

· den Präfekten der Region Lothringen und des Departementes Moselle,

die Einrichtung einer Task Force für Grenzgänger der Großregion Saarlorlux zu beschließen und auf den Weg zu bringen.

Zur Aufgabenbeschreibung verweist der IPR auf die dem Projekt „Task Force für Grenzgänger“ der Euregio Rhein-Maas zugrundeliegenden und generell als Arbeitsauftrag regionaler grenzüberschreitender Lösungsstellen für Grenzgängerfragen in der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 29. September 2004 formulierten Aufgaben: 

· die spezifische Situation der jeweiligen Grenzregion zu erfassen und konkrete Problemstellungen aufzulisten, 

· die sich in Vorbereitung befindenden einzelstaatlichen oder zwischenstaatlichen Verordnungen, Abkommen und Gesetzesentwürfe auf ihre Grenzgängerverträglichkeit hin zu untersuchen, 

· gegebenenfalls die zuständigen nationalen oder supranationalen Stellen über etwaige Auswirkungen bezüglich der Freizügigkeit  und rechtlichen und sozialen Stellung der Grenzgänger und Wanderarbeiter bei der Umsetzung der sich in Vorbereitung befindenden einzelstaatlichen oder zwischenstaatlichen Verordnungen, Abkommen und Gesetzesentwürfe hinzuweisen und den betroffenen Partnern Lösungsvorschläge zu unterbreiten,

· bei punktuellen Problemen zwischen oder innerhalb der betroffenen Mitgliedstaaten (beispielsweise im Bereich von Doppelbesteuerungsabkommen bzw. nationalen Besteuerungsrechts und Besteuerungspraktiken, der Pflegeversicherung, des Kindergeldes, der Krankenversicherung, der Invalidenversicherung, der Rentenversicherung etc.) bilateral die verantwortlichen Fachleute der national zuständigen Ministerien zu involvieren und diese durch lokale und/oder regionale Experten begleiten zu lassen,

· den zuständigen Ministerien bilaterale Lösungsmodelle auf verwaltungstechnischer oder gesetzgeberischer Ebene zu unterbreiten und bei ihrer Umsetzung mitzuwirken.

Der IPR stellt damit klar, dass die einzurichtende Grenzgänger-Task Force keine direkte Anlaufstelle für Grenzgänger sein soll, sondern dass ihre Aufgabe darin bestehen soll, Probleme – die etwa im Alltag der Grenzgängerberatung auftauchen und manifest werden – rechtlich und faktisch zu analysieren, betroffene Verbände, Gewerkschaften etc. anzuhören, Verbesserungsvorschläge auszuarbeiten und rechtsförmig zu formulieren einschließlich der rechtlichen und faktischen Begründung und diese den zuständigen Stellen vorzulegen bzw. die zuständigen gesetzgebenden Gremien über die erarbeiteten Regelungsvorschläge für unklar oder unbefriedigend geregelte Sachverhalte zu informieren. 

Der IPR schlägt dem Regionalgipfel vor, Einrichtung sowie Betriebs- und Personalkosten der Task Force für Grenzgänger der Großregion Saarlorlux aus den Mitteln des Ziel-3-Programms für europäische territoriale Zusammenarbeit der Förderperiode 2007 bis 2013 zu finanzieren.

Namür, den 6. Juli 2007
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